
Bundessozialgericht

—42/5 BK 58/75 —

I m N a m e n d e 5 V o l k e s

U r t e i l

in dem Rechtsstreit

.......ooooooooooooocoootoooin... ..... 0.00.0000.

Klägerin und Revisionsbeklagte,

Prozeßbevollmächtigte:

g e g e n

Beklagte,

beigeladen:

Revisionsklägerin.

Der 12. Senat des Bundessozialgerichts hat ohne münd—

liche Verhandlung am 29. April 1976 durch den Vorsitzenden

Richter Dr. H e u B n e r , die Richter
Dr. F r i e d e r i c h s und 0 e s t r e i c h e r

sowie die ehrenamtlichen Richter M a n n und

T r e s s e l t für Recht erkannt:

Die Revision der Beigeladenen gegen das Urteil des Landes—

sozialgerichts Niedersachsen vom 25. April 1975 wird

zurückgewiesen.

Die Beigeladene hat der Klägerin auch deren außergericht—

liche Kosten des Revisionsverfahrens zu erstatten.
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G r ü n d e :

I

Die Beteiligten streiten darüber, ob die Klägerin verpflichtet

ist, die von der Beklagten geforderten Beiträge zur Kranken—

und Rentenversicherung für Aushilfskräfte zu entrichten, deren

Person und Beschäftigungsumfang nicht hinreichend festzustellen

sind.

Die Beklagte stellte anläßlich einer Betriebsprüfung im November

1972 fest, daß die Klägerin für 1972 bei ihr jeweils für einige

Stunden beschäftigte Aushilfskräfte — Personen aus dem Celler

Obdnchlosenasyl “Herberge zur Heimat” — mit einer Gesamtlohn—

Summe von 15.402,12 DM keine Sozialversicherungsbeiträge an die

Beklagte abgeführt hatte. Mit Bescheid vom 5. Januar 1975 for—

derte die Beklagte von der Klägerin für 1972 beschäftigte,

aber namentlich nicht mehr zu ermittelnde Arbeitnehmer von
einer Gesamtlohnsumme von 15.402,—— DM Beiträge zur Kranken—

und Arbeiterrentenversicherung von insgesamt 5.685,50 DM. Der

Widerspruch der Klägerin blieb erfolglos (Widerspruchsbescheid

vom 20. März 1975). Das Sozialgericht (SG) Lüneburg hat den Be-
scheid der Beklagten vom 5. Januar 1975 in der Gestalt des Wi—

derspruchsbescheids vom 20. März 1975 aufgehoben (Urteil vom
28. Februar 1974). Das Landessozialgericht (LSG) Niedersachsen

hat die Berufungen der Beklagten und der Beigeladenen gegen das

Urteil des SG zurückgewiesen. Es hat die Revision zugelassen

(Urteil vom 25. April 1975).

Die beigeladene Landesversicherungsanstalt Hannover hat gegen
dieses Urteil Revision eingelegt. Sie rügt eine Verletzung der

55 4227 Abs. 1 Nr. 4, 1228, 4599 Abs. 5 der Reichsversicherungs—

ordnung (RVG).

Die Beigeladene beantragt,

die Urteile des LSG Niedersachsen vom 25. April

1975 und des SG Lüneburg vom 28. Februar 1974

aufzuheben und die Klage gegen den Bescheid der

Beklagten vom 5. Januar 1975 in der Gestalt des
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Widerspruchsbescheids vom 20. März 1975

abzuweisen.

Die Klägerin beantragt,

die Revision der Beigeladenen zurückzuweisen.

Die Beteiligten haben sich damit einverstanden erklärt, daß

der Senat durch Urteil ohne mündliche Verhandlung gemäß 5 124

Abs. 2 des Sozialgerichtsgesetzes (SGS) entscheidet.

II

Die Revision der Beigeladenen ist unbegründet. Sie ist zurück—

zuweisen.

Die Beklagte als Einzugsstelle war nicht berechtigt, von der

Klägerin als Arbeitgeberin die streitigen Beiträge zur Kranken—

und Rentenversicherung der bei ihr beschäftigten Aushilfs—

kräfte zu fordern. Dazu wäre die Beklagte nur befugt gewesen,

wenn es sich um Beiträge für Versicherte gehandelt hätte, die

gleichzeitig kranken— und rentenversicherungspflichtig waren
(55 1599 Abs. 1, Abs. 2 Satz 1, 1596 Abs. 1 Satz 1, 595 Abs. 1

_Satz 1 EVO). Insofern hängt die jeweilige Beitragspflicht von

der jeweiligen Versicherungspflicht ab; die Beitragspflicht

ist die zwingende Rechtsfolge der Versicherungspflicht (BSGE

57, 114, 115; BSGE 15, 118, 122f = SozR Nr. 2 zu 5 1599 RVG).

Wer in den Versicherungszweigen der Kranken— und Rentenver—

sicherung versicherungspflichtig ist, bestimmt allein das Ge—

_setz in den 55 165, 165a, 165b, 166, 1227 EVO, @@2, 5 des
Angestelltenversicherungsgesetzes. Wenn die in diesen Vorschrif—

ten gesetzlich verlangten Voraussetzungen erfüllt sind, tritt

kraft Gesetzes die Versicherungspflicht ein. Sobald eine Per—

son versicherungspflichtig ist, entsteht zwischen ihr und dem

zuständigen Sozialversicherungsträger das öffentlich—recht—

liche Sozialversicherungsverhältnis. Das Sozialversicherungs—

verhältnis begründet die daraus folgende Hauptpflicht, Beiträ—

ge zu leisten (vgl. Bley, Sozialrecht, -4975-5. 70).

In der überwiegenden Zahl aller Fälle tritt die Einzugsstelle

wegen der Eigenart des hierbei entwickelten Verfahrens beim

_ 4 _
JLaw – Gesetze und Urteile

(mobile App)
JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_ 4 _

Beitragseinzug nicht unmittelbar in Erscheinung. Der Arbeitge—

ber berechnet nämlich für die von ihm abhängig beschäftigten

Personen ohne Mitwirkung der Einzugsstelle die Beiträge selbst.

Er behält den Arbeitnehmeranteil vom Arbeitsentgelt der Be—

schäftigten ein und führt die vollen Beiträge an die Einzugs-

stelle ab, die sie regelmäßig — zumindest zunächst — ungeprüft

entgegennimmt (@ 4599 Abs. 2 Satz 4 EVO). Für die Einzugsstelle

vollzieht sich der Beitragseinzug zumeist durch “schlichte Ver—

waltungshandlungen“, ohne daß sie durch Verwaltungsakt “über

die Versicherungspflicht, die Beitragspflicht und die Beitrags—

höhe” nach 5 4599 Abs. 5 Satz 4, 4.Halbsatz RVO entscheidet
(BSGE 45, 448, 424).

Wenn auch in der Heranziehung des Arbeitgebers bei der Bei—

tragsberechnung und —abführung eine gesetzliche “Indienstnahme

Privater“ (vgl. BVerfGE 22, 580, 585; 50, 292, 544ff; 55, 240,

244; Hans Peter Ipsen, Gesetzliche Indienstnahme Privater, in:

Festgabe für Emil Kaufmann, S. 444 ff) liegt, so sind ihm damit

noch nicht die Aufgaben der Einzugsstelle übertragen, die Ver—

sicherungspflicht, Versicherungsfreiheit, Versicherungsbefrei—

ung, Beitragspflicht und Beitragshöhe eigenständig festzustel—

len. Eine derartige “Delegation” besteht nicht. Dem Arbeitgeber

ist durch die Heranziehung gemäß 5 4599 Abs. 2 Satz 4 EVO

nicht zugleich die Befugnis übertragen worden, die das Gesetz

der Einzugsstelle in 5 4599 Abs. 5 RVO zugewiesen hat, über

die Versicherungspflicht, Beitragspflicht und Beitragshöhe

durch Verwaltungsakt zu entscheiden. Auch wenn der Arbeitgeber

in der beschriebenen Weise tätig wird, setzt er keinen Verwal—

tungsakt. Wenn er Beiträge errechnet, den Beitragsanteil des

abhängig Beschäftigten einbehält und die vollen Beiträge an
die Einzugsstelle abführt, hat dies alles nicht den Charakter

einer Verwaltungsentscheidung. Das von dem Arbeitgeber auf

Grund seiner Indienstnahme Veranlaßte ist vorläufig und voll

überprüfbar. Es steht unter dem Vorbehalt, daß die Einzugs—

stelle das Geschehene zu überprüfen und ggf. durch eigene Ver—

waltungsentscheidung richtigzustellen hat.
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Gerade um eine derartige Entscheidung einer Einzugsstelle

handelt es sich hier: Die Beklagte hat durch Beitragsbescheid

über die Versicherungspflicht, Beitragspflicht und Beitragshö—

he entschieden. Der Sache nach enthält diese Entscheidung

drei zwingend voneinander abhängige und in ihrer Reihenfolge

daher nicht austauschbare Einzelentscheidungen, nämlich zu—
nächst über die Versicherungspflicht, dann diejenige über die

Beitragspflicht, die aus der voraufgehenden Versicherungspflicht

folgt, und schließlich, aus der Entscheidung über die Beitrags-

pflicht folgend, diejenige über die Beitragshöhe.

Die Beklagte hat ihre Entscheidung u.a. damit begründet, bis

zum Nachweis der Versicherungsfreiheit der Aushilfskräfte müs—

se Versicherungspflicht angenommen werden. Im Revisionsverfah—

ren hat die Beigeladene in diesem Zusammenhang ausgeführt,

die Klägerin sei verpflichtet, die angeforderten Beiträge zu

zahlen, weil sie ihre Melde- und Auskunftspflichten verletzt

habe. Die Beweislast kehre sich zu Lasten der Klägerin um.

Bei einer solchen Argumentation wird freilich nicht hinreichend

dem Grundsatz Rechnung getragen, daß Versicherungsfreiheit

stets eine Ausnahme von der Versicherungspflicht ist und daher

denkgesetzlich Versicherungspflicht voraussetzt. Um über die

Versicherungspflicht der Aushilfskräfte entscheiden zu können,

hätte die Beklagte die dazu erforderlichen Voraussetzungen

feststellen müssen. An erster Stelle oblag es ihr zu ermitteln,

wer jeweilig als Aushilfskraft beschäftigt war und wie das Be—

schäftigungsverhältnis der festgestellten Person im einzelnen

gestaltet war. Ein Beschäftigungsverhältnis ist stets personen—

bezogen. Ebenso personenbezogen ist das — auf dem die Versi—

cherungspflicht auslösende Beschäftigungsverhältnis beruhende —
Sozialversicherungsverhältnis. Die Feststellung der Versiche—

rungspflicht ist der Beklagten aber nach den mit der Revision

nicht angefochtenen und daher das Revisionsgericht bindenden

tatsächlichen Feststellungen des LSG (% 465 SGG) nicht mög—

lich gewesen. Die Unmöglichkeit, den von der Beklagten behaup—

teten Tatbes stand der Versicherungspflicht der Aushilfskräfte

in der Kranken- und Rentenversicherung festzustellen, geht
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nach dem Grundsatz der objektiven Beweislast zu Lasten der

Beklagten als Einzugsstelle, die aus der von ihr behaupte—

ten Versicherungspflicht ihre Beitragsforderung ableitet (vgl.

zur objektiven Beweislast: BSGE 6, 70, 72, 75; 8, 245, 247;

15, 112, 114, 19, 52, 55; 24, 25, 27; 50, 121, 125). In sei—

nem Urteil vom 6. Februar 1974 — 12 RK 50/72 — (BSGE 57, 114,
117) hat der erkennende Senat bereits ausgesprochen, daß die

Einzugsstelle für die tatsächlichen Voraussetzungen der Ver—

sicherungspflicht die Beweislast trägt. Der Senat hält daran

nach erneuter Prüfung fest. Dabei macht es keinen Unterschied,

ob der abhängig Beschäftigte ständig oder unständig (@ 444 EVO)

beschäftigt ist.

Die Beigeladene möchte allerdings die daraus abzuleitende

Rechtsfolge, daß gegen die Klägerin keine Beitragsforderung

besteht, durch den Hinweis abwenden, die Klägerin habe ihre

Mitwirkungspflichten als Arbeitgeber beim Beitragseinzug

nicht erfüllt, insbesondere ihre Melde- und Auskunftspflich—

ten verletzt und dadurch jeden Beweis für die Versicherungs—

pflicht vereitelt, so daß sich die Beweislast umkehre. Daraus

folge, daß die Klägerin die Beiträge zu zahlen habe.

Damit greift die Revisi0n den bereits vom erkennenden Senat

in seinem Urteil vom 6. Februar 1974 gegebenen Hinweis auf

eine “sog. Umkehrung der Beweislast“ (BSGE 57, 114, 117) auf.

Während der Senat in jenem Urteil (vgl. Kiemann, OKK, 1974,
671, 672 ff; Pohlmann, Beiträge, 1974, 289, 295; Schneider,

Soners, 1974, 91) die Frage der “sog. Umkehrung der Beweis—

last” nicht zu entscheiden hatte, gibt der vorliegende Fall

hierzu Anlaß.

In der gerichtlichen Praxis hat es sich eingebürgert, bei der

Beweiswürdigung in bestimmten Fällen — freilich ungenau — von
der "Umkehr der Beweislast” zu sprechen (vgl. BSG SozR Nr. 60

zu 5 128 SGG; Zeihe, SGG, @ 105, Anm. 5B; Ule, Verwaltungs—
prozeßrecht, 6.Aufl. 1975, S. 216; Rosenberg, Beweislast,

@ 14 Nr. 5; Rosenberg/Schwab, Zivilprozeßrecht, 11.Aufl. 1974,
s 118 III 6, s. 614f; Thomas/Putzo, ZPO, 8.Aufl. 4975, 5 286,
Anm. 4; Zöller/Stephan, ZPO, 11.Aufl. 1974, 5 282 V 4;
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Schneider, DRiZ 1966, 281). Das Gemeinte kann in zwei Fallty—

pen enthalten und beachtlich sein: Bei dem Beweis des ersten

Anscheins und wenn die in der Sache erforderliche Aufklärung

absichtlich oder schuldhaft vereitelt wird (vgl. Zeihe, aaO,

mit weiteren Nachweisen; Eyermann/Fröhler, VwGO, 6.Aufl. 1974,

5 86, Rd.Ziff. 40, Ule, aaO, s. 246f; BSGE 57, 444, 447). Der
Senat trägt keine Bedenken, diese im Prozeßrecht entwickel—

ten Grundsätze auch auf das Verwaltungsverfahren bei der Fest—

stellung von Versicherungspflicht, Beitragspflicht und Bei—

tragshöhe im Rahmen der dort der Einzugsstelle obliegenden

Beweiswürdigung für anwendbar zu erklären. Da der Beweis des

ersten Anscheins sich nur auf Fälle eines bestimmten typi—

schen Geschehensablaufs erstreckt, dies hier aber nicht zu—

trifft, könnte die Revision mit ihren Vorstellungen nur dann

durchdringen, wenn die Klägerin die ihr als Arbeitgeber ge—

setzlich auferlegten Mitwirkungspflichten bei der zunächst fest—

zustellenden Versicherungspflicht absichtlich oder schuldhaft

(vorsätzlich 9dg£ fahrlässig) verletzt und so die insoweit er—
forderliche Aufklärung vereitelt hätte. Die Einzugsstellen

können nämlich den von ihnen verlangten Beweis der für die Ver—

sicherungspflicht notwendigen Tatsachen nur führen, wenn die

Arbeitgeber ihren für den Beitragseinzug entscheidenden Mit—

wirkungspflichten nachkommen. Diese aus der besonderen “In—

dienstnahme Privater“ abgeleiteten Mitwirkungspflichten des

Arbeitgebers umfassen die Einzelpflichten zur Aufzeichnung,

Auskunft, Meldung, Vorlage und Beitragsabführung. Wenn auch

die Aufzeichnungspflicht als solche nicht ausdrücklich im Gesetz

aufgeführt ist, so ergibt sie sich doch zwingend aus dem Zu—

sammenhang der übrigen gesetzlich bestimmten Melde— (55 317

Abs. 4, 449 Abs. 4, 4427 Abs. 4 EVO), Auskunfts— (55 548a
Abs. 4 Satz 4, 4427 Abs. 4 Satz 4, 4427 Abs. 5 BVG i.V.m. @ 2
der Verordnung über die Überwachung der Entrichtung der Bei—

träge zu den gesetzlichen Rentenversicherungen £Beitragsüber—

wachungs—Verordnung —BÜVO—é7vom 28. Juni 3965 [BGBl I S. @@5,
berichtigt S. 7627 und Vorlagepflichten (5% 518 Abs. 4 Sätze 2,

3, 4427 Abs. 1 Sätze 2, 5, 4427 Abs. 5 EVO i.V.m. @ 5 BÜVO).

Es ist nämlich ausgeschlossen, die zuletzt genannten Pflich—
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ten ordnungsgemäß zu erfüllen, wenn nicht vorher der Arbeit—

geber vor allem die in 5 2 BÜVO im einzelnen aufgeführten

Angaben aufgezeichnet hat. Diese gesamten Mitwirkungspflich—

ten treffen den Arbeitgeber auch dann, wenn er Personen ledig—

lich unständig beschäftigt (@@446, 441 EVO; noch anders für
die Meldepflicht unständig Beschäftigter: BSGE 17, 182, 485 =

SozR Nr. 2 Bl. Aa 4 Rücks., 5 zu 5 441 RVG). Wird die allen

anderen Mitwirkungspflichten zugrunde liegende und alle Be—

schäftigten ohne Rücksicht auf das Bestehen einer Versicherungs—

pflicht umfassende Aufzeichnungspflicht absichtlich oder schuld—

haft von dem Arbeitgeber verletzt und dadurch von ihm die der

Einzugsstelle obliegende Beweisführung zur Versicherungspflicht

der Beschäftigten vereitelt, ist der Beweis als von der Ein—

zugsstelle geführt anzusehen.

Im vorliegenden Fall hat das LSG unangefochten und daher für

das Revisionsgericht bindend (@ 465 SGG) festgestellt, die
Zeugin D : habe bekundet, sie habe sich deshalb für berech—

tigt gehalten, keine Sozialversicherungsbeiträge abzuführen,

weil die Beklagte dieses Verfahren bei früheren Betriebsprüfun—

gen nie beanstandet habe. Mit Recht hat das LSG bei dieser Sach—

lage kein Verschulden der Klägerin festgestellt. Dies hat zur
Folge, daß die Beklagte nicht berechtigt war, Beiträge für die

von der Klägerin beschäftigten Aushilfskräfte zu fordern.

Da bereits der Arbeitgeber, der fahrlässig seine Mitwir—

kungspflichten mißachtet, mit der vollen Beitragsforderung

rechnen muß, wird er gegenüber dem Arbeitgeber, der seine Mitwir-

küngspflichten getreu erfüllt, entgegen der Meinung der Revi—

sion nicht bevorzugt. Die Gefahr einer Wettbewerbsverzerrung

durch unterbliebene Beitragszahlungen des absichtlich oder

schuldhaft unkorrekt handelnden Arbeitgebers besteht nicht.

Im übrigen liegt es nach dem derzeitigen Recht darüber hinaus

in der Hand der Einzugsstellen und der beteiligten Versicherungs—

träger, durch häufigere Überwachungen und Prüfungen, durch
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Geldbußen (@@550, 552, 4429, 4430, 4454 EVO, 5 24 DEVO),

durch Zwangsgelder (55 548a Abs. 2, 4427 Abs. 4 EVO, 5 44
BÜVO) sowie Auferlegung von Barauslagen der Beitragsüber—

wachüng(5%548aAbs. 2, 4427Abs. 6 EVO)denkbarenMiß—
ständen bei unkorrekt handelnden Arbeitgebern entgegenzu—

wirken. ' '

Die Kostenentscheidung folgt aus 5 195 SGG.

Dr. Heußner Oestereicher Dr. Friederichs
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